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Sicherheitspolitische Herausforderungen 
der Regierung Obama in Asien
Nadine Godehardt, Melanie Hanif und Ryoma Sakaeda
Am 20. Januar 2009 wurde Barack Obama als 44. Präsident der Vereinigten Staaten von 
Amerika in sein Amt eingeführt.
Analyse:
Mit der Amtseinführung von Barack Obama richtet sich die Aufmerksamkeit in Er-
wartung eines Wandels in der US-Außen- und Sicherheitspolitik auf die gegenwär-
tigen Konfliktschauplätze im Nahen Osten. Aber auch im Hinblick auf das vielschich-
tige transpazifisch-asiatische Beziehungsgefüge sieht sich die neue Regierung in 
Washington mit sicherheitspolitischen Herausforderungen und veränderten Konstel-
lationen konfrontiert. Dabei weicht ihre Konzentration auf den Pazifik zunehmend ei-
ner „multifokalen“ Asienpolitik.
Sollten sich die Bemühungen der US-Streitkräfte stärker auf Afghanistan konzent-
rieren, wird es notwendig werden, die regionalpolitischen Interessen der wichtigs-
ten „Player“ sowohl in Südasien als auch in Zentralasien zu berücksichtigen.
Expräsident Bush hinterlässt der neuen Regierung eine eng gefasste Verhand-
lungsagenda zur nuklearen Abrüstung Nordkoreas. Diese wird sich aber unter 
Obama vermutlich erweitern und eine enge, aber aufgrund der gegenwärtigen Si-
tuation sich schwierig gestaltende bündnispolitische Abstimmung mit Japan und 
Südkorea erfordern.
Durch die Wahl von Ma Ying-jeou zum Präsidenten Taiwans findet die Regierung 
Obama eine günstige Ausgangssituation vor, um die Beziehungen zu China zu 
vertiefen.
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1.	 Einleitung
Die Wahl Barack Obamas zum neuen Präsidenten 
der USA hat in vielen Teilen der Welt Begeisterung 
ausgelöst. In einigen asiatischen Ländern waren aber 
auch skeptische Stimmen in Reaktion auf Obamas 
Wahlkampfsieg zu vernehmen gewesen, da die US-
Außenpolitik unter einem Präsidenten der Demokra-
tischen Partei in Verbindung gebracht wird mit einer 
stärkeren Betonung von Menschenrechtsfragen (so 
z. B. in China) oder mit einer zum Protektionismus 
neigenden Haltung in Wirtschaftsfragen (wie  in Ja-
pan) (vgl. ausführlich Doi 2008; Dalpino 2008). Umso 
wichtiger wird es für Washington sein, andere Re-
gierungen von Beginn an über die eigene außenpoli-
tische Vorgehensweise ausreichend zu informieren.
Neben den Herausforderungen, denen die neue 
Regierung im Nahen und Mittleren Osten begeg-
nen wird, zeichnet sich die Überwindung der beiden 
Kriege, in die Bush die USA geführt hat, als klarer 
außenpolitischer Schwerpunkt der neuen Präsident-
schaft ab. Bereits im Wahlkampf kündigte Obama 
einen Strategiewechsel an, der darin besteht, das 
„falsche Schlachtfeld im Irak zu verlassen und den 
Kampf mit den Terroristen in Afghanistan und Pa-
kistan weiterzuführen“2. Ein stärkeres und vor allem 
langfristiges Engagement der US-Streitkräfte in Af-
ghanistan wird Auswirkungen auf Süd-, und Zen-
tralasien – nicht zu vergessen auch auf Iran – haben.
In Asien treffen die USA überdies auf drei aufstre-
bende Großmächte – Russland, China und Indien – 
die aufgrund ihrer militärischen wie wirtschaftlichen 
Stärke wachsenden Einfluss auf ihr regionales Um-
feld nehmen. Diese können mittelbar die Stellung der 
USA in Asien herausfordern und somit wiederum 
das Verhältnis zu den beiden „traditionellen“ Bünd-
nispartnern, Japan und Südkorea, beeinträchtigen.
Im Folgenden werden die Macht- und Konflikt-
konstellationen in Ost-, Süd- und Zentralasien und 
die daraus ableitbaren außen- und sicherheitspoli-
tischen Herausforderungen für die Regierung Oba-
ma in diesen Regionen vorgestellt.
2.	 Ostasien
In Ostasien müssen sich die USA (u. a.) mit China, Ja-
pan, Nord- und Südkorea sowie Taiwan auseinander 
setzen. Dabei hat sich zwischen den regionalen Ak-
 Siehe Beck, Martin (2009): Nahostpolitiker wider Willen? Der Gaza-
krieg als außenpolitische Herausforderung für Barack Obama, 
GIGA Focus Nahost, Nr. 2 (im Erscheinen).
2 Siehe http://obama.3cdn.net/47b7e6036dd852384_luzxmvl09.pdf.
teuren eine auf bilaterale Vereinbarungen gründende 
Kooperationsstruktur etabliert. Eine Form regionaler 
Kooperation vor allem in sicherheitspolitischen Fra-
gen hat sich bislang bestenfalls ansatzweise heraus-
gebildet. So liegt es vor allem am Engagement und 
an der – wenn auch abnehmenden – militärischen 
Präsenz der USA, dass ein relativ stabiles militä-
risches Gleichgewicht in der Region aufrechterhalten 
werden kann.
Daher steht auch die neue US-Regierung vor der 
Aufgabe, die Stabilität und Sicherheit in Ostasien 
weiterhin zu gewährleisten. Dies wird erschwert 
durch folgende Konfliktstrukturen in der Region:
Der wirtschaftliche und militärische Aufstieg Chi-
nas fordert die Rolle der USA als Sicherheitsgarant 
in der gesamten Region Ostasien heraus. Dabei 
wird aus US-amerikanischer Warte das chinesische 
Engagement in Ostasien (aber auch in anderen 
Regionen) gleichgesetzt mit einem Streben nach 
globaler Vorherrschaft. Seit einigen Jahren ist die 
chinesische Regierung deshalb bemüht, dem Bild 
einer chinesischen Bedrohung entgegenzuwirken 
und China als eine verantwortungsvolle Macht 
darzustellen. In Ostasien trägt diese Politik bereits 
Früchte. Von den ostasiatischen Nachbarstaaten 
wird China nicht mehr ausschließlich als Hegemon 
betrachtet, sondern zunehmend als guter Nachbar, 
konstruktiver Partner oder guter Zuhörer wahrge-
nommen (Shambaugh 2004/05). Diesem Imagege-
winn Chinas steht zudem ein deutlicher Imagever-
lust der USA in der Region gegenüber.
Das regionale Engagement Chinas stößt jedoch in 
der Taiwanstraße an eine deutliche Grenze. Die 
Ein-China-Politik gegenüber Taiwan – aus chine-
sischer Perspektive eine „abtrünnige Provinz“, 
die Teil des chinesischen Territoriums ist – ver-
deutlicht, dass China ein dauerhaftes Interesse an 
einer Strukturveränderung in Ostasien verfolgt. 
Die USA haben diese Politik seit 972 offiziell an-
erkannt. Traditionell nehmen die USA in der Tai-
wanfrage aber eine ambivalente Position ein: Ei-
nerseits sind sie stets um stabile Beziehungen mit 
China bemüht, andererseits wird die Ein-China-
Politik mit den regelmäßigen Waffenlieferungen 
an Taiwan offen durchkreuzt.
Nordkorea verfügt über ein Kernenergieprogramm 
als Mittel, um Druck auszuüben, und wurde bis-
weilen in Verbindung mit internationalen Prolife-
rationsaktivitäten gebracht. Auch wenn George 
W. Bush Nordkorea von der Liste der Staaten, die 
den internationalen Terrorismus unterstützen, ge-
strichen hat, war dies nur der erste (symbolische) 
Schritt, um den Abrüstungsprozess auf der kore-
•
•
•
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anischen Halbinsel voranzutreiben. Des Weiteren 
wird die Nordkoreapolitik Washingtons aufseiten 
der „traditionellen“ Bündnispartner der USA, Ja-
pan und Südkorea, mit großer Aufmerksamkeit 
verfolgt. Beide Staaten sind als wichtige Partner 
der USA in der Region Ostasien zu betrachten.
2.1.	 Nordkorea
Bis 2006 verhandelte die Regierung Bush mit der 
nordkoreanischen Führung lediglich im Rahmen 
der Sechsparteiengespräche3, nicht jedoch direkt und 
bilateral. Die Regierung Bush verweigerte auf diese 
Weise eine von Pjöngjang geforderte Vorbedingung: 
die Aufnahme von Verhandlungen, um die diplo-
matischen Beziehung zwischen der Demokratischen 
Volksrepublik Korea und den USA zu normalisieren. 
Um die Gemeinsame Erklärung der Sechsparteien-
gespräche (September 2005) und die Beijinger Ver-
einbarung (Februar 2007) entscheidend voranzubrin-
gen, war die US-Regierung jedoch bereit, mit der Ver-
weigerung direkter Gespräche flexibler umzugehen.
Im Juni 2007 hielt sich eine Delegation des US-
Außenministeriums in Pjöngjang auf und verhan-
delte mit der nordkoreanischen Führung über erste 
Schritte, um die Beijinger Vereinbarung umzusetzen. 
Im Oktober 2007 wurde dann ein Aktionsplan zur 
„zweiten Phase“ des Abrüstungsprozesses aufge-
stellt. In dessen Folge rückten zwei Verpflichtungen 
in den Vordergrund:
Pjöngjang willigte ein, eine umfassende Deklarie-
rung seiner gesamten Nuklearprogramme auszu-
händigen.
Im Gegenzug war Washington bereit, Nordkorea 
aus der Liste der Staaten, die den Terrorismus un-
terstützen, zu streichen.
Im Juni 2008 überreichte Pjöngjang der chinesischen 
Regierung ein Dokument, das angeblich alle nordko-
reanischen Nuklearaktivitäten offenlegt. Des Weiteren 
kündigte Nordkorea die Stilllegung des Kernkraft-
werks in Yongbyon an und ließ wieder die Einreise 
internationaler Inspektoren zu (Weitz 2008: 96-02).
Dennoch hat der Abrüstungsprozess im Rahmen 
der Sechsparteiengespräche seine konkrete Phase 
offensichtlich noch nicht erreicht. Die jüngsten diplo-
matischen Erfolge sind vor allem darauf zurückzu-
3 Die Sechsparteiengespräche finden seit August 2003 in Beijing 
statt. Neben China, Nordkorea und den USA nehmen Japan, Russ-
land und Südkorea teil.
.
2.
führen, dass die US-Regierung zeitweilig dazu bereit 
war, ihre drei Grundsatzforderungen in der Nuklear-
frage4 flexibel zu handhaben. So konzentrierte man 
sich vorläufig auf einen überschaubaren Bereich der 
Verhandlungsagenda (Plutoniumprogramm, Kern-
kraftwerk in Yongbyon) und klammerte weitestge-
hend Fragen danach aus, ob die nordkoreanische 
Seite ein geheimgehaltenes Programm zur Hochan-
reicherung von Uran unterhält, bereits ein kleines 
Atomwaffenarsenal besitzt und/oder waffenfähiges 
Material international weiterverbreitet (Cossa 2008).
Die letzten Sechsparteiengespräche im Dezember 
2008 endeten ergebnislos. Denn die nordkoreanische 
Delegation stimmte einer Vereinbarung zur Festset-
zung eines standardisierten Verifizierungsschemas 
für die Kontrolle von Plutioniumbrennstäben nicht 
zu. Die Umsetzung der nächsten Schritte gemäß 
der Beijinger Vereinbarung (Energielieferungen an 
Nordkorea) bleibt somit unklar.
Im Vorfeld der Amtseinführung von Obama wur-
den öffentlich Fragen über Nordkoreas möglichen 
Besitz von Atombomben aufgeworfen. Dies weist 
darauf hin, dass die Nordkoreapolitik der USA die 
ausgeklammerten Punkte zukünftig wieder auf die 
Agenda setzen muss. Die Regierung Obama wird 
mit der Bereitschaft zu direkten Gesprächen mit 
Pjöngjang allein keinen diplomatischen Erfolg mehr 
verbuchen können. Während des demokratischen 
Nominierungswahlkampfs hatte Obama wiederholt 
eine solche Maßnahme – in Abgrenzung sowohl zur 
amtierenden Regierung als auch zur Mitbewerbe-
rin Hillary Clinton – in den Vordergrund gerückt 
(The Korea Herald 2008). Für Obama besteht die 
Herausforderung darin, die zwischenzeitlich ausge-
klammerten Punkte wieder in die Gesprächsagenda 
aufzunehmen und ein Gleichgewicht zwischen einer 
für das politische Establishment in Washington ak-
zeptablen und gegenüber Pjöngjang umsetzbaren 
Vorgehensweise zu finden.
Dass dies dazu führen kann, dass die Forderungen 
an die nordkoreanische Seite ausgeweitet werden, 
wäre in Seoul bis vor kurzem wohl auf offene Kritik 
gestoßen. Die Nordkoreapolitik Südkoreas zeichnet 
sich jedoch seit dem Amtsantritt von Präsident Lee 
Myung-bak im Februar 2008 durch eine kompro-
misslosere Haltung gegenüber Pjöngjang aus. Die 
nordkoreanische Regierung kritisierte diesen Wech-
sel vehement. Als Folge davon kam der koreanisch-
koreanische Annäherungsdialog zum Erliegen und 
4 Die US-Regierung verlangt die „vollständige, verifizierbare und 
irreversible Untauglichmachung“ der nordkoreanischen Anlagen, 
die für den Bau von Nuklearwaffen genutzt werden könnten.
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die (ohnehin eingeschränkten) wirtschaftlichen Aus-
tauschbeziehungen wurden deutlich zurückgefah-
ren. Ebenso blieben direkte südkoreanische Hilfslie-
ferungen in den Norden aus, die phasenweise nahezu 
unabhängig vom Verhalten Pjöngjangs gewährt wor-
den waren (vgl. ausführlich Foster-Carter 2009). Diese 
resolutere Haltung unter Lee überlässt der US-ameri-
kanischen Verhandlungsführung in der nordkorea-
nischen Nuklearfrage einen größeren diplomatischen 
Spielraum und könnte die trilaterale Abstimmung 
zwischen den USA und ihren beiden militärischen 
Bündnispartnern, Japan und Südkorea, verbessern.
Japan begegnete der neuen Flexibilität in der US-
amerikanischen Nordkoreadiplomatie jedoch mit Be-
denken. Dies liegt vor allem daran, dass die japanische 
Nordkoreapolitik der letzten Jahre als die „härteste“ 
der Teilnehmerstaaten der Sechsparteiengespräche 
gilt. Tokio fordert von Pjöngjang die vollständige 
Aufklärung des Schicksals japanischer Staatsbürger, 
die vor gut drei Jahrzehnten nach Nordkorea entführt 
wurden. Im Verlauf der Sechsparteiengespräche ließ 
die japanische Regierung wiederholt verlautbaren, 
dass selbst bei nordkoreanischen Zugeständnissen in 
der Nuklearfrage nicht mit einer Beteiligung Japans 
an Energielieferungen in den Norden zu rechnen 
sei (vgl. ausführlich Green/Szechenyi 2009). Neben 
der Befürchtung, dass unter Obama die Beziehung 
zu China auf Kosten Japans aufgewertet werden 
könnte, erzeugt die Aussicht auf diplomatische Fort-
schritte zwischen den USA und Nordkorea ebenso 
die Sorge, dass die Abrüstungsfrage ohne Berück-
sichtigung der partikular japanischen Präferenzen 
geklärt werden könnte. Die Regierung Obama sieht 
sich daher vor eine schwierige bündnispolitische 
Aufgabe gestellt. Die Regierung in Seoul hat trotz der 
„härteren“ Gangart das Kernstück ihrer langfristigen 
und umfassenden Annäherungspolitik gegenüber 
Nordkorea keineswegs aufgegeben. Unter der Prä-
sidentschaft Lees ist jedoch eine höhere Bereitschaft 
vorhanden, den Schwerpunkt Nuklearprogramm in 
der Nordkoreapolitik der USA zu akzeptieren, d. h., 
konkrete Fortschritte im Abrüstungsprozess sollen 
als Vorbedingung für die Aushandlung weiterge-
hender Maßnahmen (wirtschaftliche Stützung und 
Vertiefung der Austauschbeziehungen) betrachtet 
werden. Aufgrund der hohen Bedeutung der Entfüh-
rungsfälle für die Innenpolitik Japans ist die Tokioter 
Regierung gegenwärtig nicht in der Lage, offen eine 
US-amerikanisch-nordkoreanische Lösungsmodali-
tät in der Nuklearfrage gutzuheißen, solange in Be-
zug auf die Entführungsfälle sichtbare Konzessionen 
vonseiten Pjöngjangs ausbleiben.
2.2.	 Taiwan
Präsident Bush betonte zu Beginn seiner Amtsperiode 
200 die neue „strategische Klarheit“ in der Taiwan-
frage. Bushs Taiwanpolitik stand zunächst im Geiste 
des Taiwan	Relation	Act. So antwortete Bush auf die 
Frage, was die USA bei einem chinesischen Angriff 
auf Taiwan unternehmen würden, dass die USA al-
les tun würden, was Taiwan dabei helfe, sich selbst 
verteidigen zu können (Kan 2007). Trotz substan-
zieller Waffenlieferungen nach Taiwan, die sichtbar 
das Ein-China-Prinzip durchkreuzen, weigerte sich 
Bush, die Unabhängigkeitsbewegung, die sich vor 
allem mit dem ehemaligen taiwanischen Präsidenten 
Chen Shui-bian verbindet, zu unterstützen. Der Ver-
such Chen Shui-bians, die Präsidentschaftswahlen im 
Frühjahr 2008 mit zwei Referenden über die Mitglied-
schaft Taiwans in den Vereinten Nationen zu verbin-
den, führte folglich zu einer deutlichen Distanzierung 
der Regierung in Washington (Schucher 2008).
Die Ambivalenz der US-amerikanischen Außen-
politik in dieser Dreiecksbeziehung wird hier deut-
lich: Die Stabilität der Beziehungen USA-China steht 
im Vordergrund. Gleichzeitig wird das Ein-China-
Prinzip mit den regelmäßigen Waffenlieferungen an 
Taiwan so weit wie möglich untergraben. Überdies 
werden weder eine militärische Eroberung Taiwans 
durch China noch eine einseitige Unabhängigkeits-
erklärung Taiwans akzeptiert.
Innerhalb dieses Spektrums wird sich auch Oba-
mas Politik gegenüber Taiwan bewegen. Die Vor-
aussetzungen für die US-Regierung, neue Akzente 
in der US-amerikanischen Taiwanpolitik zu setzen, 
waren allerdings schon lange nicht mehr so güns-
tig. Die Wahl von Ma Ying-jeou, Präsident einer 
Kuomintang-(KMT-)Regierung, bedeutete für die 
taiwanische Unabhängigkeitsbewegung einen Rück-
schlag und ermöglichte eine Politik der Annäherung 
gegenüber China. Unterstrichen wird dies bereits 
durch direkte Flugverbindungen zwischen Taiwan 
und dem Festland. Ma verfolgt eine Politik der „di-
plomatischen Waffenruhe“. Das politische Handeln 
Mas orientiert sich dabei an seiner Politik der „Drei 
Nein“: keine Wiedervereinigung, keine Unabhängig-
keit, keine Anwendung von Gewalt (Yu 2009). Diese 
pragmatische Annäherung in der Taiwanstraße wird 
zwar nichts an der grundlegenden Haltung der US-
Politik ändern können. Aber die Regierung Obama 
kann von einer Verbesserung der Beziehungen in der 
Taiwanstraße direkt profitieren, da eine Kooperation 
zwischen China und den USA nicht mehr auf Kos-
ten Taiwans stattfinden muss (Glaser 2009). Überdies 
besteht für Obama die Möglichkeit, die Ein-China- 
-  -GIGA Focus Asien 1/009
Frage rhetorisch zu entschärfen und so zu einer fried-
lichen Lösung in der Taiwanfrage beizutragen.
3.	 Südasien
Im Zentrum US-amerikanischer Südasienpolitik steht 
seit Jahrzehnten der indisch-pakistanische Konflikt. 
Bis 99 wurde Südasien in Washington vor allem 
als Nebenschauplatz des Kalten Krieges betrachtet. 
Während die amerikanisch-pakistanischen Sicher-
heitsbeziehungen entsprechend der Konjunktur des 
Kalten Krieges dramatische Wendungen erlebten, 
stagnierte das amerikanisch-indische Verhältnis lan-
ge Zeit auf niedrigem Niveau.
Seit den indischen und pakistanischen Atomtests 
998, und stärker noch seit den Anschlägen vom 
. September 200, werden die südasiatischen Kon-
flikte von den USA als eigenständige Bedrohung der 
internationalen Sicherheit gewertet.
Die Militärintervention in Afghanistan und der 
Versuch, diesen Staat zu stabilisieren, haben gezeigt, 
dass die Afghanistanfrage nicht ohne Mitwirken Pa-
kistans gelöst werden kann. Denn solange die Stam-
mesregionen entlang der pakistanisch-afghanischen 
Grenze in Aufruhr sind und einen Rückzugsraum 
für religiöse Extremisten bilden, bleibt die Lage des 
afghanischen Staates prekär. Die Befriedung und 
politische Kontrolle der Grenzregion ist aufgrund 
der geographischen, gesellschaftlichen und ökono-
mischen Gegebenheiten schwierig. Nahezu uner-
reichbar wird das Vorhaben dadurch, dass Pakistan 
sich seit dem Sturz der Taliban zwischen zwei feind-
lich gesinnten Nachbarstaaten – Indien und Afgha-
nistan – eingezwängt sieht, mit denen es jeweils 
in Grenzstreitigkeiten verwickelt ist (Rubin/Rashid 
2008: 36 ff.; Kjærnet/Torjesen: 8 f.).
Bereits die Regierung Bush hat in den letzten Jah-
ren versucht, das komplexe Beziehungsgeflecht zwi-
schen Kabul, Islamabad und Neu-Delhi stärker in 
seiner Afghanistanstrategie zu berücksichtigen. Ein 
tatsächliches Konzept eines regionalen Lösungsan-
satzes kam jedoch nicht zustande. Die Parole „Either 
you are with us, or you are with the terrorists“ ver-
hinderte eine differenzierte Beurteilung des Potenzi-
als, das die regionalen Akteure mitbringen, um den 
Afghanistankonflikt zu lösen. So wurde das Mushar-
raf-Regime aufgrund seines Beitritts zur „Coalition 
against terrorism“	 trotz widersprüchlicher Hand-
lungen der pakistanischen Führung zum wichtigs-
ten Verbündeten der USA. Iran dagegen blieb als 
Schurkenstaat gebrandmarkt, obwohl Teheran ge-
rade zu Beginn der Intervention in Afghanistan mit 
den USA zusammengearbeitet hatte. Indiens Rolle in 
Afghanistan wird meistens nur beiläufig erwähnt. 
Dies hängt jedoch weniger mit der tatsächlichen Re-
levanz des indischen Engagements als vielmehr mit 
der US-amerikanischen Rücksicht auf pakistanische 
Empfindlichkeiten zusammen (Rubin/Rashid, 2008: 
32 ff.; Moore 2007: 283).
Das politische Erbe der Regierung Bush in der 
Region ist zwiespältig. Einerseits erscheint die Si-
cherheitslage heute nicht nur in Afghanistan, son-
dern auch in Pakistan und Indien fragiler als vor 
acht Jahren. Ziele, die man sich gesteckt hatte, wie 
die Zerschlagung Al Qaedas und die Eindämmung 
des Drogenhandels wurden nicht erreicht. Ebenso 
schwerwiegend sind die Versäumnisse beim „state-“ 
oder „nation-building“. All dies lässt daran zweifeln, 
dass der beschrittene Weg zu anhaltendem Frieden 
und zur Etablierung sich selbst tragender demokra-
tischer und rechtstaatlicher Institutionen in der Regi-
on führt. Demgegenüber hat es die Regierung Bush 
wie kaum eine ihrer Vorgängerinnen verstanden, 
sich sowohl Islamabad als auch Neu-Delhi gewogen 
zu halten. In dieser Position ist es ihr besser gelun-
gen, in Krisen wie nach den Anschlägen auf das in-
dische Parlament im Dezember 200 als Vermittlerin 
zwischen Indien und Pakistan aufzutreten. Beobach-
ter sehen im ausgewogenen Verhältnis der USA zu 
Indien und Pakistan auch einen Grund dafür, dass 
sich die Beziehungen zwischen den verfeindeten 
Nuklearmächten seit 2003 insgesamt entspannt ha-
ben. Darüber hinaus wird die Transformation des 
amerikanisch-indischen Verhältnisses, insbesondere 
der Nuklearpakt zwischen Washington und Neu-
Delhi, als eine der positivsten Hinterlassenschaften 
der Ära Bush überhaupt gewertet. Vor allem poli-
tische Realisten sehen hierin einen Trumpf, den sich 
Washington für künftige geopolitische Spiele gesi-
chert habe (Tellis 2008).
Der von Obama angekündigte regionale Ansatz für 
Afghanistan sieht vor, alle Nachbarstaaten verstärkt 
einzubinden Dies könnte bald zur Bewährungspro-
be sowohl des amerikanisch-indischen als auch des 
amerikanisch-pakistanischen Verhältnisses werden. 
Denn während Washington selbst in erster Linie den 
Dialog mit Teheran suchen muss, wird es sowohl in 
Kabul als auch in Neu-Delhi auf ernsthafte Verhand-
lungen mit Islamabad drängen, die für alle Beteilig-
ten mit schmerzhaften Konzessionen verbunden sein 
können. Zweifellos nimmt Pakistan eine Schlüsselrol-
le bei der Lösung des Afghanistankonfliktes ein. Dem 
kann aber nicht allein dadurch Rechnung getragen 
werden, dass das pakistanische Militär Milliardenbe-
träge erhält. Unabgestimmte US-Militäroperationen 
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auf pakistanischem Territorium sind ebenso wenig 
eine geeignete Antwort auf die jahrelang tolerierte 
Strategie Pakistans, „nützliche“ Islamisten (vor allem 
lokale Taliban) zu schonen. Stattdessen sollten die 
politischen Ursachen der regionalen Bedrohungsper-
zeptionen Pakistans bekämpft, das heißt vor allem, 
die Grenzstreitigkeiten Pakistans mit Indien und Af-
ghanistan beigelegt werden (Kjærnet/Torjesen, 2008: 
0; Rubin/Rashid, 2008: 35 ff.).
Eine Anerkennung der Durand-Linie5 als interna-
tionale Grenze zwischen Afghanistan und Pakistan 
wäre hierfür nützlich, angesichts der Schwäche der 
Regierung Karzai innenpolitisch allerdings auch 
riskant. Ähnliches gilt für Pakistan mit Blick auf die 
„Line of Control“6 in Kaschmir. Indien wäre als mäch-
tigster und politisch stabilster Staat der Region am 
ehesten in der Lage, durch Zugeständnisse in Territo-
rialfragen einen positiven Prozess in Gang zu setzen. 
Nach Jahren relativer Gleichgültigkeit rangiert damit 
der Kaschmirkonflikt auf der Prioritätenliste des US-
amerikanischen Präsidenten wieder weit oben. Indi-
ens Haltung gegenüber externen Einmischungsver-
suchen in Kaschmir ist jedoch prinzipiell ablehnend. 
Zudem sieht man in Indien den Amtsantritt einer 
demokratischen Regierung in Washington skeptisch, 
da Demokraten traditionell mehr Kritik an der in-
dischen Menschenrechts- und Nuklearpolitik geübt 
haben als Republikaner. Präsident Obama steht in 
Südasien daher vor der fast unlösbaren Aufgabe, be-
gangene Fehler zu korrigieren, politisch höchst sen-
sible Fragen anzugehen und dabei zahlreiche Vorbe-
halte der regionalen Akteure sowohl gegenüber den 
USA als auch untereinander auszuräumen (Menon, 
2009; Rubin/Rashid, 2008: 44).
3.	 Zentralasien
Zentralasien umfasst im Kern die fünf postsowje-
tischen Republiken Kasachstan, Kirgisistan, Tadschi-
kistan, Turkmenistan und Usbekistan.7 In dieser Regi-
5 Mit der Durand-Linie wurde 893 die nordwestliche Grenze Bri-
tisch-Indiens demarkiert. 947 wurde die Linie zur Grenze zwi-
schen dem nun unabhängigen Staat Pakistan und Afghanistan. Da 
diese Grenze durch paschtunische Stammesgebiete verläuft, wur-
de sie von afghanischer Seite nicht anerkannt.
6 Die Waffenstillstandslinie zwischen Indien und Pakistan im um-
kämpften Gebiet Jammu und Kaschmir wurde 972 im Abkom-
men von Simla offiziell demarkiert und in „Line of Control“ um-
benannt. Seitdem dient sie als De-facto-Grenze zwischen Indien 
und Pakistan, wurde jedoch von keiner der beiden Seiten als inter-
nationale Grenze anerkannt, da sowohl Indien als auch Pakistan 
nach wie vor ganz Kaschmir für sich beanspruchen.
7 Im weiteren Sinne werden auch Afghanistan, Teile Chinas (Pro-
vinz Xinjiang) und die Mongolei hinzugezählt. Siehe Stadelbauer 
2007, S. 0 f.
on treffen konkurrierende geostrategische Interessen 
einer Reihe externer Akteure (z. B. Russland und Chi-
na) aufeinander. An diesem „Konzert der Großmäch-
te“ sind die zentralasiatischen Republiken kaum be-
teiligt. Es fehlt überdies an genuin zentralasiatischen 
Bündnissen, Regimen oder Institutionen im Umgang 
mit regionalen Problemen (Godehardt 2008).
Die militärische Präsenz der USA in Afghanistan 
und Zentralasien seit 200 wird vor allem von Russ-
land und China ambivalent bewertet. Einerseits ha-
ben beide Staaten ein Interesse an der Stabilität Afgha-
nistans und Zentralasiens, andererseits begegnen sie 
einem langfristigen Engagement der USA in „ihrem 
politischen Hinterhof“ mit Skepsis. Obamas ange-
kündigte Verlagerung des außenpolitischen Schwer-
punktes vom Irak auf Afghanistan wird auch Bewe-
gung in das Mächtekonzert in Zentralasien bringen.
Dabei wird es von entscheidender Bedeutung 
sein, ob es der US-Regierung diesmal gelingt, reli-
giösen Extremisten tatsächlich den Nährboden zu 
entziehen und sie nicht lediglich durch eine massive 
Präsenz in Afghanistan erneut in die Nachbarstaaten 
zu drängen. Ein langfristiges Engagement der USA 
in Afghanistan und Zentralasien muss die Interessen 
der anderen Akteure in der Region berücksichtigen. 
Nur so kann ein globaler Konflikt – vor allem mit 
Russland und/oder China – verhindert werden. In 
der Bevölkerung der zentralasiatischen Staaten be-
steht indes die Hoffnung, dass mit der Wahl Obamas 
nicht mehr nur politischer Pragmatismus wie unter 
Bush vorherrscht, sondern die US-Regierung wieder 
ein Interesse an der Demokratisierung der Region 
zeigt (Sharipzhan 2008).
4.	 Fazit
Der seit dem Ende des Kalten Krieges beobachtete 
„Aufstieg Asiens“ hat eine Neuausrichtung der US-
amerikanischen Außenpolitik zur Folge. Während 
dies zunächst mit einer Aufwertung des asiatisch-
pazifischen Raums zulasten der transatlantischen 
Sonderbeziehungen einherging, ist nun auch inner-
halb Asiens eine Schwerpunktverschiebung der US-
amerikanischen Aufmerksamkeit zu verzeichnen. 
Die Konzentration des US-Interesses auf den Pazifik 
weicht zunehmend einer „multifokalen“ Asienpo-
litik: Zum einen sind entscheidende Interessen der 
USA nicht mehr nur in der Nordkorea- und Taiwan-
problematik zu verteidigen, sondern auch im Afgha-
nistankonflikt. Zum anderen werden diese Konflikte 
auf einem erweiterten Spielfeld ausgetragen, das ne-
ben Ost- auch Süd- und Zentralasien einschließt. In 
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jeder dieser Regionen, die auf der politischen Land-
karte Washingtons lange Zeit periphere Zonen oder 
„terra incognita“ darstellten, treffen die USA heute 
auf Macht- und Interessenkonstellationen sowie 
zunehmendes Selbstbewusstsein der „asiatischen 
Giganten“ China, Russland und Indien. Für die US-
amerikanische Asienpolitik bedeutet dies, neu aus-
zuloten, welcher Akteur in welcher Region welche 
Rolle – Partner, Konkurrent oder Widersacher – ein-
nimmt. Selbst die vergleichsweise „reifen“ Partner-
schaftsbeziehungen der USA zu Japan und Südkorea 
sind nicht vor diplomatischen Dissonanzen gefeit 
und stellen für jede Regierung in Washington eine 
bündnispolitische Herausforderung dar. Diese „neue 
Unübersichtlichkeit“ Asiens verlangt von den USA 
ein Höchstmaß an Einschätzungsvermögen, Finger-
spitzengefühl und Flexibilität. Wenn die Chance auf 
einen Neuanfang mit Obama genutzt werden soll, 
muss es seine Regierung verstehen, Partner einzu-
binden und regionalen Akteuren das richtige Maß 
an Eigenverantwortung zuzugestehen. Dabei dürfen 
zentrale Probleme nicht länger aus falsch verstande-
nem Pragmatismus „übersehen“ werden. Auf diese 
Weise kann es mittelfristig gelingen, das Vertrauen in 
die Führungsfähigkeit der USA wiederherzustellen.
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